Stand:

Beratungsliste Stellenplan 2010 und 2011 


Anlage 1 zur GRDrs 1418/2009


	Lfd.

Nr.
	Lfd Nr.

1232
	Antragsteller

(GR-Fraktion)
	Antrag 2009 Nr. GRDrs 2009 Nr.
	Inhalt bzw. Kurzfassung des Antrags
	Stellenplan
	Hinweise / Erläuterungen/
Sachstand 2. Lesung

	
	
	
	
	
	2010
	2011
	

	
	
	Geschäftskreisübergreifendes:

	
	
	Parkraummanagement West

	1
	1
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	375
	Die Variante 1 ist schnellstmöglich, spätestens Anfang 2011 umzusetzen. Notwendige Stellenschaffungen, wie in GRDrs 257/2009, Variante 1 errechnet.
	1,00
	30,00
	Beschlossen

	2
	2
	CDU
	422
	Das Konzept wird nun umgesetzt mit dem Ziel einer zeitnahen Implementierung.
	
	
	Mit lfd. Nr. 1 erledigt

	3
	3
	SPD
	463
	Das Parkraummanagement West soll so schnell wie möglich eingeführt werden.
	
	
	Mit lfd. Nr. 1 erledigt

	4
	4
	SPD
	669

Ziffer 2
	Nach dem bisherigen Diskussionsverlauf besteht Einigkeit darüber, dass das Parkraumkonzept kommen soll. Wir erwarten von der Verwaltung, dass die erforderlichen Stellen vorgeschlagen werden.
	
	
	Mit lfd. Nr. 1 erledigt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Mit GRDrs 257/2009 (Mitteilungsvorlage) hat die Verwaltung 2 Varianten zur Umsetzung des Parkraummanagements West dargestellt. In der 1. Lesung hat sich eine Mehrheit für die Variante 1 abgezeichnet. Diese ist in der HH-Vorlage 1290 zusammengefasst. Die Variante 1 ist mit folgendem Personalmehrbedarf verbunden (insgesamt 31 Stellen, davon 1 Stelle für StPlan 2010):

Amt für öffentliche Ordnung:

Zum Stellenplan 2010 für 2 Jahre befristet 1,0 Stelle in A 11. Zum Stellenplan 2011 weitere 23,50 Stellen (2 x EG 8, 19 x EG 5, 2,5 x A 8).

Stadtkämmerei:

Zum Stellenplan 2011 insgesamt 4,0 Stellen (davon 1 x A 11, 1 x A 10, 2 x A 8).

Tiefbauamt:
Zum Stellenplan 2011 insgesamt 2,5 Stellen (1,5 x EG 3, 1,0 EG 6).

Die Personalkosten können durch die zu erwartenden Einnahmen gedeckt werden.



	
	
	Anlagenrechnung

	5
	5
	Verwaltungsvorschlag
	857
	Anlagenrechnung:

Im Teilstellenplan des Amts für Liegenschaften und Wohnen werden 2,0 Stellen, im Teilstellenplan des Schulverwaltungsamts 1,5 Stellen, im Teilstellenplan des Tiefbauamts 1,0 Stelle und im Teilstellenplan des Garten-, Friedhofs- und Forstamts 1,0 Stelle geschaffen.
	5,50
	
	Beschlossen

	
	
	Verlängerung von KW-Vermerken

	6
	6
	Verwaltungsvorschlag
	853
	Verlängerung von 26,765 Stellenvermerken wegen bisher nicht gelungener Umsetzung der Stelleninhaber/-innen (in der Regel um 1 Jahr).
	(26,765)
	
	Beschlossen

	
	
	Geschäftskreis Oberbürgermeister

	7
	7
	Verwaltungsvorschlag
	841
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Bürgermeisteramtes 1,30 Stellen geschaffen (vgl. Anlagen 1 und 2) sowie 2,00 Stellenvermerke geändert (vgl. Anlagen 3 und 4)
	1,30

(2,00)
	
	Beschlossen

	8
	8
	FDP
	512
	Einrichtung einer Stabsstelle BIC (Bauinvestitionscontrolling) mit 2,0 Stellen. Als Deckungsvorschlag erarbeitet die Verwaltung einen entsprechenden Vorschlag aus dem Bereich der übrigen Stabsstellen.
	2,00
	
	Abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung: 

Wird beantwortet mit GRDrs. 1013/2009 (Haushaltshaltsvorlage).

	
	
	S-IP Stabsstelle Integrationspolitik

	9
	9
	SPD
	465
	Sicherstellung des weiteren Transfers von CLIP-Ergebnissen. Dafür erforderlich 0,5 Stelle bis Ende 2012.
	0,50
	
	Beschlossen
0,5 Stelle mit KW 01/2012

	10
	10
	SÖS/LINKE
	583
	Fortführung des CLIP-Netzwerkes und Umsetzung der Ergebnisse vor Ort (0,5 Stelle in EG 12).
	0,50
	
	Erledigt mit lfd. Nr. 9

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 1136/2009 zur 1. Lesung -. Das europäische Netzwerk „Cities for Integration Policies for Migrants“ (CLIP) wurde im Jahre 2006 initiiert. Die Koordination seitens der Mitgliedstädte erfolgt derzeit durch die Landeshauptstadt Stuttgart. Die Robert-Bosch-Stiftung fördert bis Ende Januar 2010 die Koordination bei der Stadt Stuttgart mit knapp 30.00 Euro/Jahr. Aus diesen Mitteln konnte seither Personal außerhalb des Stellenplans im Umfang von 0,5 Stellenanteilen beschäftigt werden. Die Förderung durch die Robert-Bosch-Stiftung wird über Januar 2010 hinaus nicht verlängert. Aus diesem Grund wurde die GRDrs 858/2009 (Mitteilungsvorlage) eingebracht.



	11
	11
	SÖS/LINKE
	583
	Fortführung des Kooperationsprojektes mit islamischen Gemeinden (0,5 Stelle in EG 11).
	0,50
	
	Beschlossen
0,5 Stelle mit KW 01/2012

	12
	12
	SPD
	669

Ziffer 1
	Das Projekt „Interkulturelle Öffnung islamischer Gemeinden“ wird fortgeführt. Die dafür erforderliche Stelle (50%) wird weiterhin zur Verfügung gestellt. Eine Anschlussfinanzierung – notfalls aus Haushaltsmitteln der Stadt ist sicher zu stellen.
	0,50
	
	Erledigt mit lfd. Nr. 11

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 1136/2009 zur 1. Lesung -. Für das Projekt „Interkulturelle Öffnung und Qualifizierung der islamischen Gemeinden“ wird seither Personal außerhalb des Stellenplans im Umfang von 0,5 Stellenanteilen beschäftigt. Die Personalkosten sind durch Fördermittel des BAMF (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) noch bis Ende 2009 gedeckt. Danach wird die Förderung eingestellt. Aus diesem Grund wurde die GRDrs 858/2009 (Mitteilungsvorlage) eingebracht.



	13
	13
	SPD
	465

Ziffer 4
	Individuelle Lernbegleitung

Verlängerung ab 09/2010 und Bereitstellen von Mitteln, da es ein wichtiger Baustein der Integrationsförderung ist.
	0,50
	
	abgelehnt

	14
	14
	SÖS/LINKE
	583
	Projektkoordination individuelle Lernbegleitung (0,25 Stelle in EG 11) von 10/2010 bis 12/ 2011
	0,25
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung: 

Vgl. GRDrs 1136/2009 zur 1. Lesung - Für das Projekt „Individuelle Lernbegleitung“ wird seither Personal außerhalb des Stellenplans im Umfang von 0,5 Stellenanteilen beschäftigt. Wie in GRDrs 588/2009 dargestellt, sind die Personalkosten durch Fördermittel des Kultusministeriums des Landes Baden-Württemberg noch bis September 2010 gedeckt. Danach wird die Förderung eingestellt. Die Stabsabteilung für Integrationspolitik hat mit Hinblick auf die Haushaltssituation keinen Stellenschaffungsantrag gestellt. 



	
	
	Geschäftskreis I Referat Allgemeine Verwaltung und Krankenhäuser

	15
	15
	Verwaltungsentscheidung
	812
	Veränderungen zu den Stellenplänen 2010 und 2011 – Kenntnisnahme -
	--
	--
	Kenntnis genommen

	
	
	AK/AM Arbeitsmedizinischer Dienst

	16
	16
	Verwaltungsvorschlag
	842
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Bürgermeisteramts 0,13 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 1).
	0,13
	
	Beschlossen

	
	
	Haupt- und Personalamt

	17
	17
	Verwaltungsvorschlag
	842
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Haupt- und Personalamts 1,50 Stellen geschaffen sowie Stellenvermerke an 4,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 2 bis 4).
	1,50

(4,00)
	
	Beschlossen

	
	
	Geschäftskreis II Referat Wirtschaft, Finanzen und Beteiligungen

	18
	18
	Verwaltungsvorschlag
	843

Ergänzung

Ziffer 4
	Die Verwaltung wird ermächtigt, für die Arbeitsförderung Personal in EG 8 im Umfang von 0,2 Vollzeitkräften ohne Blockierung von Planstellen befristet bis 31.12.2013 zu beschäftigen.
	(0,20)
	
	Beschlossen

	
	
	Stadtkämmerei

	19
	19
	Verwaltungsvorschlag
	843
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan der Stadtkämmerei 3,5 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 1 bis 3) und 4,0 Beamtenstellen gehoben (vgl. Anlage 4).
	3,50

(4,00)
	
	Beschlossen

	20
	19a
	Verwaltungsvorschlag
	843

Ergänzung

Ziffer 3
	Zum Stellenplan 2010 wird im Teilstellenplan der Stadtkämmerei eine weitere Stelle gehoben. 
	(1,00)


	
	Beschlossen

	21
	20
	Beschluss-

vorlage
	933
	Vergnügungssteuer:

Mit GRDrs 933/2009 beantragt die Verwaltung die Änderung der Bemessungsgrundlage bei Spielgeräten vom Stückzahlmaßstab hin zum Wirklichkeitsmaßstab (Beschluss im Gemeinderat am 03.12.2009).

Mit der Änderung der Bemessungsgrundlage entsteht ein zusätzlicher Personalbedarf in Höhe von 2,0 Stellen A 7 bei der Stadtkämmerei. Die Personalkosten sind durch die zu erwartenden Mehreinnahmen gedeckt.
	2,00
	
	Beschlossen

	22
	21
	Beschluss-

vorlage
	934
	Zweitwohnungssteuer:

Mit GRdrs 934/2009 beantragt die Verwaltung die Erhebung der Zweitwohnungssteuer (Beschluss im Gemeinderat am 03.12.2009).

Mit Einführung der Zweitwohnungssteuer entsteht ein zusätzlicher Personalbedarf bei der Stadtkämmerei in Höhe von 4,0 dauerhaften Stellen (1 x A 11, 1 x A 10, 2 x A 8) und während der Einführungsphase von weiteren 4,0 zunächst bis 31.12.2011 zu befristenden Stellen (EG 8). Ob und in welchem Umfang die befristeten Stellen über 2011 hinaus erforderlich sein werden, wird im Rahmen der Stellenplanberatungen 2012/2013 im Lichte der bis dahin gewonnenen Erfahrungen zu entscheiden sein. Die Personalkosten sind durch die zu erwartenden Einnahmen aus der Zweitwohnungssteuer gedeckt.
	8,00
	
	Beschlossen

	
	
	Amt für Liegenschaften und Wohnen

	23
	22
	Verwaltungsvorschlag
	843
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Amts für Liegenschaften und Wohnen Stellenvermerke an 2,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 6 und 7).

Zum Stellenplan 2011 werden im Teilstellenplan 2011 des Amts für Liegenschaften und Wohnen 0,50 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 5).
	(2,00)


	0,50
	Beschlossen

	
	
	JobCenter

	24
	23
	SÖS / LINKE
	653
	Stellen für das JobCenter:

Der Stellenschlüssel für das JobCenter wird so verbessert, dass mindestens

· Die im Geschäftsplan angestrebten 1:150 erreicht werden,

· Der Stellenschlüssel im Bereich U25 von 1:75 erreicht wird,

· Der Stellenschlüssel bei den Leistungsgewährer/-innen von 1:130 erreicht wird.

Die erforderlichen Mittel können bereit gestellt werden durch eine Umschichtung vom Eingliederungsbudget in das Verwaltungskostenbudget.
	
	
	Zurückgestellt
Behandlung mit dem Geschäftsplan 2010 des JobCenters

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 1166/2009 zur 1. Lesung - Der Antrag betrifft den Geschäftsplan 2010 des JobCenters und ist deshalb zusammen mit diesem zu behandeln (voraussichtlich im 1. Quartal 2010).



	
	
	Geschäftskreis III Recht, Sicherheit und Ordnung

	
	
	Amt für öffentliche Ordnung

	25
	30
	Verwaltungsvorschlag
	844
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Amts für öffentliche Ordnung 5,0 Stellen geschaffen, davon 2,0 Stellen mit Stellenplanvermerk „künftig wegfallend zum 31.12.2011“ sowie Stellenvermerke an 4,65 Stellen geändert (vgl. Anlage 1 bis 7).
	5,00

(4,65)
	
	Beschlossen

jedoch Anlage 3 (3 Stellen Waffenrecht) und Anlage 4 (1 Stelle Spielrecht) ohne die von der Verwaltung vorgeschlagene Kompensation durch Streichung von 4 Stellen im Ausländerrecht.

	26
	24
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	388
	Interkulturelle Öffnung der Ausländerbehörde, GRDrs 651/2009:

Realisierung dieser Absicht. Unterstützung von Vorschlägen von Seiten OB.
	??
	
	---

	27
	25
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	656
	6,5 Stellen bei der Integrationsagentur (Ausländerbehörde) erhalten:

Nachdem weder Verwaltung noch der Oberbürgermeister es geschafft haben, dem Gemeinderat zu erläutern, wie viele Stellen notwendig wären, damit die interkulturelle Öffnung der Ausländerbehörde (GRDrs 651/2009) gewährleistet bleibt, beantragen wir, dass die von der Verwaltung vorgesehene Stellenstreichung von 6,5 Stellen nicht vorgenommen wird.
	(6,35)
	
	Abgelehnt

	28
	26
	SPD
	669

Ziffer 3
	Die vorhandenen Stellen der Ausländerbehörde bleiben erhalten.
	(6,35)
	
	Mit lfd. Nr. 27 erledigt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Dem Aufgabenbereich „Ausländerrecht“ der Dienststelle Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrecht beim Amt für öffentliche Ordnung sind 74,50  Planstellen zugeordnet; davon sind 8,50 Planstellen mit dem Vermerk „KW 01 / 2010“ versehen. Auf Grund eines Best-Practice-Vergleichs mit der Stadt Dortmund wird ein Stellenbedarf von 68,15 Planstellen als sachgerecht erachtet. Das dortige Leistungsangebot ist mit dem in der GRDrs 651 / 2009, Seite 2 genannten Stuttgarter Serviceangebot vergleichbar. Auf einen Best-Practice-Vergleich mit Städten aus Baden-Württemberg wurde verzichtet. Stuttgart hat jedoch im Vergleich mit Karlsruhe und Freiburg die mit Abstand beste Personalausstattung.

Im Ergebnis ergibt sich für Stuttgart ein Überhang im Ausländerrecht im Umfang von 6,35 Planstellen. Demzufolge sind von den oben erwähnten 8,50 Planstellen die KW-Vermerke (01 / 2010) an 6,35 Planstellen zu vollziehen und damit die Stellen zu streichen. An den verbleibenden 2,15 Planstellen schlägt die Verwaltung den Wegfall der KW-Vermerke „01 / 2010“ vor; vgl. hierzu GRDrs 844 / 2009, Anlage 6.
Von den 6,35 abzubauenden Planstellen schlägt die Verwaltung die Streichung von 3,00 Planstellen im Ausgleich für 3,00 Stellenschaffungen im Waffenrecht (vgl. Anlage 3) und die Streichung von1,00 Planstelle zum Ausgleich für 1,00 Stellenschaffung im Aufgabenbereich Glücksspiel (vgl. Anlage 4) vor.

 – vom Gemeinderat mehrheitlich abgelehnt.
Entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung sind aufgrund des Auslaufens der KW-Vermerke 01/2010 im Haushaltsplan 2010 keine Mittel mehr für die 6,35 Stellen enthalten. Bei Erhalt der Stellen entsteht ein zusätzlicher Finanzbedarf in Höhe von ca. 450.000 Euro.


	29
	27
	CDU
	435
	Bekämpfung illegales Glücksspiel:

1,0 Stelle A 11 zur Überwachung Glücksspiel und Bekämpfung seiner illegalen Formen, Durchführung von turnusmäßigen Kontrollen.
	1,00
	
	Durch Beschlussantrag der Verwaltung (lfd. Nr. 25) erledigt.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Entspricht dem Verwaltungsvorschlag mit GRDrs 844/2009, Anlage 4. Schaffung 1,0 Stelle gegen Streichung 1,0 Stelle in der Ausländerbehörde.

	30
	28
	CDU
	436
	Waffenbehörde:

2 Stellen A 11 (davon 1 Stelle mit kw-Vermerk) und 1 Stelle A 9
	3,00
	
	Durch Beschlussantrag der Verwaltung (lfd. Nr. 25) erledigt.

	31
	29
	SPD
	669

Ziffer 3
	Die von der Verwaltung zur Schaffung vorgeschlagenen Stellen sind zwingend erforderlich. Wir sind jedoch mit dem Finanzierungsvorschlag nicht einverstanden und beantragen, dass die Schaffung dieser Stellen nicht am die Streichung von Stellen der Ausländerbehörde geknüpft wird.
	3,00
	
	Durch lfd. Nr. 25 und 27 erledigt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Verwaltung schlägt die Schaffung von 1,0 Stelle A 11, 1,0 Stelle A 10 mit kw-Vermerk 01/2012 und 1,0 Stelle A 9 vor, gegen Streichung von 3,0 Stellen in der Ausländerbehörde. Die Stelle mit kw-Vermerk soll für die Aufarbeitung der Erbrechtsfälle eingesetzt werden und ist mit Bes. Gr. A 10 zu bewerten,  vgl. GRDrs 844/2009, Anlage 3. An der Finanzierung durch Stellenstreichungen der Ausländerbehörde wird festgehalten.



	32
	31
	Bündnis 90 /DIE GRÜNEN
	365
	Mobile Geschwindigkeitsüberwachung:

4 Stellen für Überwachung und Bußgeldstelle. Führt zu voraussichtlichen Mehreinnahmen von 100.000 EUR/Jahr.
	4,00
	
	Beschlossen
Schaffung von 5,9 Stellen

	33
	32
	SPD
	463
	Mobile Geschwindigkeitsüberwachung:

Das notwendige Personal wird eingestellt. Die Maßnahme ist kostenneutral.
	??
	
	Durch lfd. Nr. 32 erledigt.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Auf die HH-Vorlagen 1075/2009 zur 1. Lesung und 1259/2009 zur 2. Lesung wird verwiesen. Der dort dargestellte Ausbau der Verkehrsüberwachungsanlagen ist mit einer Verstärkung des Personalbestands beim Amt für öffentliche Ordnung um 3,0 Stellen für die Verkehrsüberwachung (EG 8),  2,0 Stellen für die Bußgeldstelle (1 x A 8 und 1 x A 10) und einem weiteren Stellenbedarf von 0,9 Stellen in A 8 für die Beitreibung bei der Stadtkämmerei verbunden.



	34
	33
	SPD
	460
	Luftreinhaltung:

Überwachungsgestützte Geschwindigkeitsbeschränkung Schwanenplatz
	??
	
	Beschlossen
Schaffung von 9,3 Stellen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Auf die HH-Vorlagen 1078/2009 zur 1. Lesung und 1262/2009 zur 2. Lesung wird verwiesen. Darin enthalten ist eine Verstärkung des Personalbestands beim Amt für öffentliche Ordnung in Höhe von 3 Stellen (incl. 0,5 Stelle für technische Betreuung) in EG 8 bei der Verkehrsüberwachung und 5 Stellen bei der Bußgeldstelle (3,0 Stellen A 8 und 2 Stellen A 10) sowie 1,30 Stellen für die Beitreibung bei der Stadtkämmerei (0,5 Stelle A 8 und 0,8 Stelle A 10).



	35
	34
	SPD
	463
Ziffer 5
	Parkraumüberwachung:

Es werden 4 zusätzliche Stellen geschaffen zur Parkraumüberwachung in der Innenstadt und 4 Stellen zur Parkraumüberwachung in den Außenbezirken. Die Maßnahme ist kostenneutral.
	8,00
	
	Beschlossen
Schaffung von 10,6 Stellen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die im Antrag genannte Personalverstärkung bei der Parkraumüberwachung (8,00 Planstellen) wäre beim Amt für öffentliche Ordnung sachgerechterweise auf 6,00 Stellen in der Verkehrsüberwachung (davon 5 Stellen EG 5 und 1 Stelle EG 8) und 2,00 Stellen in der Bußgeldstelle (A10) aufzuteilen. 

Nach den Erfahrungs- und Strukturdaten des Amts für öffentliche Ordnung kann eine Kraft in der Verkehrsüberwachung 10.000 Verstöße / Jahr beanstanden. Demgegenüber kann eine Kraft in der Bußgeldstelle des Amts für öffentliche Ordnung 40.000 Verwarnungs- bzw. Bußgeldverfahren / Jahr bearbeiten. 

In bestimmten Überwachungsschwerpunkten Bewohnerparken in S-Mitte (z. B. Heusteigstraße, Urbanstraße, Alexanderstraße Werastraße, Schlosserstraße) hat die Anzahl der Verwarnungen zwischen 2006 und 2008 um 9 % zugenommen. Bei Überwachungsschwerpunkten in S-Bad Cannstatt (Seelbergstraße, Wilhelmstraße, Marktplatz, König-Karl-Straße) liegt die Steigerung an Verwarnungen bei rd.   15 %.  Bei Überwachungsschwerpunkten in S-Süd (u. a. Tübinger Straße, Böblinger Straße, Mörikestraße, Marienplatz) ist eine Zunahme von rd. 175 % zu verzeichnen.

Weiterer Personalbedarf (2,6 Stellen, A 8) entstünde bei der Stadtkämmerei (Beitreibung). 

Die Stellenausweitungen könnten als kostenneutral bezeichnet werden. 


	36
	35
	CDU
	434
	Städtischer Vollzugsdienst:

1,0 Stelle in EG 10 für die strategische Einsatzleitung von Schwerpunktmaßnahmen und Sondereinsätzen.
	1,00
	
	zurückgezogen

	37
	36
	Freie Wähler
	527
	1 Stelle eines Einsatzleiters beim Städtischen Vollzugsdienst/Feldschutz
	s.u.
	
	---

	38
	37
	Freie Wähler
	558
	Neuorientierung Städtischer Vollzugsdienst, GRDrs 95/2009: 1,0 Stelle für einen Einsatzleiter, der die Schwerpunktmaßnahmen leitet, koordiniert und mit den notwendigen Institutionen und Behörden abstimmt.
	1,00
	
	zurückgezogen

	39
	38
	SPD
	669

Ziffer 3
	Städtischer Vollzugsdienst:

Das Konzept zur Neuorientierung (GRDrs 95/2009) ist umzusetzen. Die erforderliche Stelle für eine Einsatzleitung wird geschaffen.
	1,00
	
	zurückgezogen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Mit GRDrs 95 / 2009 hat das Referat RSO über eine Neuorientierung des Städtischen Vollzugsdienstes berichtet. Ein im Frühjahr 2008 begonnenes Projekt soll bis Jahresende 2010 abgeschlossen sein. Bevor die Ergebnisse / Erkenntnisse aus diesem Projekt und die daraus resultierenden Maßnahmen nicht in ihrer Gesamtheit bekannt und verwaltungsintern abgestimmt sind, ist eine dauerhafte Einrichtung der beantragten Einsatzleiterstelle nicht sachgerecht. 

Das Referat Allgemeine Verwaltung und Krankenhäuser hat im Herbst 2008 – zunächst bis Jahresende 2010 – der Einrichtung der (beantragten) Funktion „Einsatzleitung von Schwerpunktmaßnahmen und Sondereinsätzen“ auf einer vorhandenen Planstelle des Amts für öffentliche Ordnung zugestimmt, so dass zum Stellenplan 2010 kein Handlungsbedarf gegeben ist.



	
	
	Branddirektion

	40
	39
	Verwaltungsvorschlag
	844
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan der Branddirektion 16,0 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 8) und 6,0 Beamtenstellen gehoben (vgl. Anlage 9).

Zum Stellenplan 2011 werden im Teilstellenplan der Branddirektion 16,00 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 8).
	16,00

(6,00)


	16,00
	Beschlossen

mit den abgeänderten Antrag der Verwaltung zur Schaffung von 32 Stellen zum Stellenplan 2010 und keiner Schaffung zum Stellenplan 2011.

	41
	40
	CDU
	438
	1 Stelle in A 12 für Sachgebiet Personal und Organisation bei der Verwaltungsabteilung
	1,00
	
	zurückgezogen

	42
	41
	SPD
	478
	1 Stelle in A 12 für Sachgebiet Personal und Organisation bei der Verwaltungsabteilung mit KW-Vermerk 01/2012
	1,00
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Aufgrund der defizitären Haushaltslage kann die Verwaltung lediglich solche Stellen zur Schaffung vorschlagen, die kostenneutral sind, die zum Betrieb von neuen Einrichtungen unerlässlich sind oder die zur Erfüllung neuer durch Gesetz übertragener Aufgaben zwingend erforderlich sind. Für die im Stellenplanantrag der Fachverwaltung genannten Aufgaben (Allg. Gleichbehandlungsgesetz, Umsetzung TVöD, Strukturreformgesetz, Gefährdungsbeurteilungen, betriebliches Wiedereingliederungsmanagement, Arbeitszeiterfassung) wurden auch bei anderen Ämtern keine zusätzlichen Stellen eingerichtet.



	43
	42
	CDU
	439
	1 Stelle in A 14 für vorbeugenden Brand- und Gefahrenschutz für das Projekt Stuttgart 21
	
	1,00
	zurückgezogen

	44
	43
	SPD
	478
	1 Stelle in A 14  für Brand- und Gefahrenschutz
	1,00
	
	zurückgezogen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Bereich vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz verfügt über insgesamt 12 Stellen. Damit sind die durch das Großprojekt Stuttgart 21 anfallenden Arbeiten bei entsprechender Priorisierung der Aufgaben abzudecken.



	45
	44
	SPD
	478
	1 Stelle A 12 für Qualitätssicherung in der integrierten Leitstelle
	1,00
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Das DRK würde 50% der anfallenden Personalkosten erstatten, die restlichen 50% müsste die Stadt tragen. Das Schaffungskriterium annähernde Kostenneutralität ist damit nicht erfüllt.



	46
	45
	SPD
	478
	Hebung von 17 Stellen

· Erfüllung des Stufenplans und

· Wachabteilungsführer (ILS)
	(17,00)
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung 17.12.2009

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:
Die Verwaltung schlägt 6 Stellen zur Hebung vor, welche im Rahmen der Einführung einer Opt-Out-Regelung bei der Branddirektion zugesagt wurde. Weitere Hebungen, die mit Neubewertungen oder der Neustrukturierung des Einsatzführungsdienstes zusammenhängen, können von der Verwaltung aufgrund der defizitären Haushaltslage nicht vorgeschlagen werden.



	
	
	Geschäftskreis IV Referat Kultur, Bildung und Sport

	
	
	Stabsstelle Förderung Bürgerschaftliches Engagement KBS-B.E.

	47
	46
	CDU
	440
	Um die Arbeit der Stabsstelle auf eine dauerhafte Grundlage zu stellen und das ehrenamtliche Engagement zu einer aktiven Bürgergesellschaft Stuttgart weiter zu fördern, soll die Sekretariatsstelle entfristet und in eine Dauerstelle umgewandelt werden.
	(1,00)
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:
Wie mit GRDRS 789/2009 (Mitteilungsvorlage) dargestellt, werden seit Bildung der Stabsstelle im Jahr 2002 wechselnde Stellen mit kw-Vermerk für Verwaltungs- und Sekretariatsaufgaben der Stabsstelle eingesetzt. Ein Wegfall des kw-Vermerks würde zu dauerhaften Personalkosten in Höhe von 49.700 Euro/Jahr führen. 

Die Verwaltung hält ein eigenes Sekretariat für eine Stabsstelle nicht für zwingend erforderlich.



	
	
	Schulverwaltungsamt

	48
	47
	Verwaltungsvorschlag
	845
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Schulverwaltungsamts 37,89 Stellen geschaffen, davon 3,0 Stellen mit dem Stellenvermerk „künftig wegfallend zum 31.12. 2011“ sowie Stellenvermerke an 2,5 Stellen geändert.
	37,89

(2,50)
	
	Beschlossen

mit Ausnahme der Anlage 8.

Anlage 8 zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009 – vgl. auch lfd. Nr. 57 und 58
(Bericht der Verwaltung zugesagt)

	49
	48
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	388
	Schulsekretariate:

Durch den Aufgabenzuwachs sind zusätzliche Stellenanteile gerechtfertigt, die zu Mehrkosten von 468.240 EUR führen.
	??
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 50

	50
	49
	CDU
	402
	Schulsekretariate:

1. Stellen wegen steigender Schülerzahlen erhöhen um 1,33 Stellen

2. Stellen wegen der Bonus-Card/Ein-Euro-Essen erhöhen um 7,40 Stellen

3. Schulsekretärinnen-Pool um 1 Stelle erhöhen auf insgesamt 10 Stellen
	9,73
	
	beschlossen

	51
	50
	Freie Wähler
	527
	Schulsekretariate:

1 Stelle für den Poolbereich
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 50

	52
	51
	SÖS / LINKE
	604
	Schulsekretariate:

1. Stellenausweitung um 15%

2. Änderung der Bemessungsrichtlinien

3. Vorschlag zur Verbesserung der Eingruppierung bis 1. Halbjahr 2010
	??
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 50

	53
	52
	SPD
	669

Ziffer 3
	Schulsekretariate:

Es ist dringend erforderlich, dass die in GRDrs 411/2009 aktuell ermittelten, zusätzlich notwendigen 8 1/12 Stellen geschaffen werden.
	8,33
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 50

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Unter Berücksichtigung der aktuellen Finanzlage und des noch abzuwartenden Berichts der Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg zu den Ergebnissen der im Lauf des Jahres 2009 abgeschlossenen Personalbemessung in Schulsekretariaten, kann die Verwaltung zum jetzigen Zeitpunkt die Schaffung der beantragten Stellen nicht vorschlagen. Auf die Ausführungen in der GRDrs. 411/2009 (Mitteilungsvorlage) unter „Mitzeichnung der beteiligten Stellen“ wird verwiesen. Der schriftliche Bericht der Gemeindeprüfungsanstalt ist für die nächsten Wochen angekündigt und wird anschließend im Blick auf die Stuttgarter Besonderheiten ausgewertet. Eine
Überprüfung der Bewertungen/Eingruppierung wird ggf. nach der Auswertung des GPA-Berichts aufgegriffen. Dazu ist zunächst die Erstellung bzw. Aktualisierung der Arbeitsplatzbeschreibungen erforderlich.



	54
	53
	CDU
	405
	Schulergänzende Betreuung an Schulen für körper- und geistigbehinderte Kinder und Jugendliche:

Umsetzung des Betreuungskonzeptes mit 5 Std,/Woche für Unter-, Mittel- und Oberstufe entsprechend Konzept des Schulverwaltungsamtes
	1,72
	
	beschlossen

	55
	54
	SPD
	456
	Schulergänzende Betreuung an Schulen für körper- und geistigbehinderte Kinder und Jugendliche:

Umsetzung der GRDrs. 474/2009 ; Konkretisierung der einzustellenden Summe in der 1. Lesung 
	??
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 54

	56
	55
	Freie Wähler
	540
	Schulergänzende Betreuung an Schulen für körper- und geistigbehinderte Kinder und Jugendliche:

Einstieg in Unter- und Mittelstufe
	??
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 54

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

In der 1. Lesung wurde dem Antrag Nr. 405/2009 der CDU zugestimmt mit einer Umsetzung des Betreuungskonzeptes von 5 Stunden/Woche in der Unter-, Mittel- und Oberstufe. Hierzu wurde für 2010 und 2011 jeweils Mitteln von 342.300 € zugestimmt. Diese Summen setzen sich aus Sach- (11.200 €) sowie Personalkosten (331.100 €) zusammen (siehe GRDrs. 969/2009 i. V. m. GRDrs. 474/2009). Die Schaffung der erforderlichen 1,72 Stellen für pflegerische Kräfte (EG 6) muss formell noch beschlossen werden. 

Die Personalkosten von 331.100 € setzen sich aus den Kosten für diese 1,72 neu zu schaffenden Stellen in EG 6 sowie für externe Fachkräfte in EG 8 und Hilfskräfte zusammen.
Sollte die bevorzugte Variante (Aufstockung von eigenem Personal) nicht zum Tragen kommen, müssten Freie Träger damit beauftragt werden, Fach- und Hilfskräfte bereitzustellen. In diesem Falle würden keine zusätzlichen Personalkosten entstehen, sondern es müsste das Sachkostenbudget erhöht werden.



	57
	56
	CDU
	406
	Pflegerische Kräfte an Förderschulen:

Umwandlung von Sachkosten für Zivildienstleistende in Personalkosten im Umfang von 3,44 Stellen
	3,44
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

Bericht der Verwaltung zugesagt

	58
	57
	SÖS / LINKE
	651
	Pflegerische Kräfte an den Schulen und Schulkindergärten für Körper- und Geistigbehinderte:

1. Entsprechend der Entwicklung der Schülerzahlen werden weitere 2,27 Stellen geschaffen.

2. Zur Verbesserung der Kontinuität werden 4,81 feste Stellen geschaffen. Damit werden die 224 Stunden, die von pflegerischen Ersatzkräften (Zivildienstleistende und Freiwilliges Soziales Jahr) erbracht werden, in reguläre Stellen umgewandelt.
	2,27

4,81
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

Bericht der Verwaltung zugesagt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die Anträge beziehen sich auf die GRDrs 751/2008 (Beschlussvorlage) und sind teilweise durch den Schaffungsvorschlag der Verwaltung abgedeckt (vgl. GRDrs 845/2009, Anl. 8). Die Verwaltung schlägt die Schaffung von 4,81 Stellen bei teilweiser Kostenneutralität durch die Umwandlung von Sachkosten für Zivildienstleistende vor, davon

- 3,44 Stellen für Kinderpfleger/-innen zur pflegerischen Betreuung in Außenklassen (1,17) sowie zur Befriedigung des Bedarfs aufgrund höherer Schülerzahlen (2,27), - 1,37 Stellen für Kinderkrankenschwestern/ Kinderkrankenpfleger zur qualitativen Verbesserung der Betreuung von schwerst- und mehrfach behinderten Kindern. 

Bezüglich der 3,44 zur Schaffung vorgeschlagenen Stellen für Kinderpfleger/-innen hat der Gemeinderat mit Beschluss der GRDrs 751/2008 einer Vorgriffsbesetzung im Umfang von 1,17 Stellen für die Betreuung von Außenklassen bereits zugestimmt (Personaleinstellung zu Schuljahresbeginn 2009/2010).



	59
	58
	CDU
	404
	Außerschulische Bildung und Betreuung an Schulen:

1 Stelle für Koordinierungsaufgaben
	1,00
	
	Erledigt durch Verwaltungsvorschlag (lfd. Nr. 48)

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Der Antrag entspricht dem Schaffungsvorschlag der Verwaltung (vgl. GRDrs 845/2009 Anl. 4).



	
	
	Kulturamt

	60
	59
	Verwaltungsvorschlag
	845
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Kulturamts

· 7,5 Stellen geschaffen, davon 0,5 Stelle mit Stellenvermerk „künftig wegfallend zum 31.12.2012“ sowie Stellenvermerke an 1,65 Stellen geändert (vgl. Anlagen 10 bis 12, 14 bis 16, 19 und 21).

· Der Stellenvermerk zur Beschäftigung von Orchesterpraktikanten um einen Praktikantenplatz erhöht (vgl. Anlage 22) sowie ein neuer Stellenplanvermerk zur Beschäftigung von Halbjahrespraktikanten beider Stadtbücherei und beim Stadtarchiv angebracht (vgl. Anlage 13).

Zum Stellenplan 2011 werden im Teilstellenplan des Kulturamts 12,0 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 15 bis 18 sowie 20).


	7,5

(1,65)

(1,00)


	12,00
	Beschlossen

	61
	60
	CDU
	428
	Museumspädagogischer Dienst (GRDrs 65/2009)

Schaffung 1,0 Stelle in EG 13 für die stellvertretende Leitung 
Antrag in 2. Lesung abgeändert auf 0,5 Stelle
	0,5
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

	62
	61
	SPD
	458
	Erhalt und Ausbau mupädi: 1 zusätzliche Stelle EG 13
Antrag in 2. Lesung abgeändert auf 0,5 Stelle
	0,5
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

	63
	--
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	
	Antrag wurde in der 1. Lesung in den Stellenplan verwiesen, in 2. Lesung konkretisiert auf 0,5 Stelle
	0,5
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Der Museumspädagogische Dienst beim Kulturamt ist derzeit mit 1,5 Stellen ausgestattet. In Anbetracht der momentanen Finanzlage hält die Verwaltung eine Ausweitung dieser freiwilligen Aufgaben für nicht möglich sowie grundsätzlich nicht für den Betrieb des museumspädagogischen Dienstes erforderlich.



	
	
	Sportamt

	64
	62
	Verwaltungsvorschlag
	845
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Sportamts Stellenvermerke an 0,2 Stellen geändert (vgl. Anlage 23).


	(0,20)
	
	Beschlossen

	
	
	Geschäftskreis V Referat Soziales, Jugend und Gesundheit

	
	
	Sozialamt

	65
	63
	Verwaltungsvorschlag
	847
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Sozialamts 5,20 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 1 bis 2) sowie Stellenvermerke an 7,30 Stellen geändert (vgl. Anlage 3 und 4).
	5,20

(7,30)
	
	Beschlossen

	66
	64
	SPD
	472
	Sozialhilfesachbearbeitung:

Zu den Haushaltsberatungen wird der aktuelle Stellenbedarf dargestellt. Untersuchung soll bis Anfang November 2009 fertig gestellt sein.
	
	
	---

	67
	
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	
	Mündlicher Antrag: Schaffung von 10 Stellen
	10,00
	
	Beschlossen
Schaffung von 10 Stellen

	68
	
	CDU
	
	Mündlicher Antrag: Schaffung von 4,7 Stellen
	4,70
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 67

	69
	
	SPD
	
	Mündlicher Antrag: Schaffung von 10 Stellen
	10,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 67

	70
	
	FDP
	
	Mündlicher Antrag: Schaffung von 10 Stellen
	10,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 67

	71
	
	SÖS / LINKE
	
	Mündlicher Antrag: Schaffung von 10 Stellen + 8 Stellen mit KW-vermerk
	18,00
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Wird beantwortet mit GRDrs 1176/2009.



	72
	65
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	388
	Wohngeld:

10 Stellen für Wohngeldgewährung, GRDRs 883/2008
	10,00
	
	Verwaltungsvorschlag angenommen jedoch Wegfall KW an den eingesetzten Stellen beschlossen.

	73
	66
	SPD
	472
	Wohngeldnovelle:

14 Stellen
	14,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 72

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vor einer dauerhaften Schaffung von Stellen ist die Entwicklung der Fallzahlen zunächst abzuwarten. Um den durch die Wohngeldnovelle akut bestehenden Personalmehrbedarf zu decken, schlägt die Verwaltung vor, die kw-Vermerke an 4,5 Stellen, die ansonsten abzubauen wären, zu verlängern (vgl. Verwaltungsvorschlag GRDrs 847/2009, Anlage 4). Darüber hinaus wird die Verwaltung ergänzend den eigentlich erforderlichen Abbau von 0,85 Stellenanteilen im Wohngeld – aufgrund Altersteilzeit – bis zunächst Ende 2011 aussetzen, 2,00 abzubauende Planstellen aus dem Flüchtlingsbereich des Sozialamtes zunächst bis Ende 2011 im Wohngeld einsetzen, 1,00 Nachwuchskraft des mittleren Dienstes in der Wohngeldsachbearbeitung einsetzen und ab dem Jahr 2010 mindestens 2,00 weitere Planstellen bzw. Personen aus dem stadtweiten Umsetzungskontingent dem Wohngeld zuweisen. Damit ergibt sich ab Anfang 2010 eine Personalverstärkung im Wohngeld im Umfang von zumindest 10,35 Vollzeitkräften.



	74
	67
	SPD
	472
	Fallmanagement zur Integration behinderter Menschen

Der Stellenbedarf für das erfolgreiche Fallmanagement (GRDRs 429/2009) wird in den Stellenplan aufgenommen.
	5,00
	
	Mit Verwaltungsvorschlag erledigt (lfd. Nr. 65).

	75
	68
	SÖS / LINKE
	598
	Fallmanagement (Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen)

5 Stellen werden dauerhaft bereit gestellt, davon 1 Stelle durch Wegfall des KW-Vermerks
	5,00
	
	Mit Verwaltungsvorschlag erledigt (lfd. Nr. 65).

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die Anträge entsprechen dem Vorschlag der Verwaltung, dauerhaft 5,0 Stellen für das Fallmanagement zur Eingliederung von behinderten Menschen einzusetzen. Die Verwaltung schlägt deshalb den Wegfall von kw-Vermerken an 2,8 Stellen vor (vgl. GRdrs 847/2009, Anlage 3). Weitere 2,2 Dauerstellen sind dort bereits eingesetzt.



	76
	69
	SÖS / LINKE
	600
	Hilfekonzept für Fürsorgeunterkünfte

Für das Fallmanagement werden insgesamt 4 Stellen bereitgestellt.
	4,00
	
	Mit Verwaltungsvorschlag erledigt (lfd. Nr. 65).

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Der Antrag entspricht dem Vorschlag der Verwaltung, dauerhaft 4,00 Stellen für das Fallmanagement in Fürsorgeunterkünften einzusetzen. Die Verwaltung schlägt deshalb die Schaffung von 2,20 Stellen vor (vgl. GRDrs 847/2009, Anlage 1). Weitere 1,80 Stellen werden für das Fallmanagement vom Amt für Liegenschaften und Wohnen auf das Sozialamt übertragen.



	77
	70
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	386
	Frauenhäuser

2 Stellen
	2,00
	
	Schaffung 1,0 Stelle zum Stellenplan 2011 beschlossen.

	78
	71
	CDU
	414
	Städtisches Frauenhaus

1 Stelle (sowie 1 Stelle für freien Träger)
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 77

	79
	72
	SPD
	469
	Städtisches Frauenhaus

1 Stelle, refinanziert über Deckungsvorschlag (Erhöhung des Tageskostensatzes um 5 EUR) sowie 1,0 Stelle für freien Träger
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 77

	80
	73
	FDP
	494
	Frauenhäuser

2 Stellen
	2,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 77

	81
	74
	SÖS / LINKE
	597
	Städtisches Frauenhaus

1 Stelle (sowie 1 Stelle für freien Träger)
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 77

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Bei den Anträgen geht es um Personalverstärkungen beim städtischen Frauenhaus (100 % Planstelle) und beim Autonomen Frauenhaus (Frauen helfen Frauen e. V., 100 %-Kraft, Finanzierung durch die Stadtverwaltung). 

Mit GRDrs  309 / 2009 hat die Sozialverwaltung zum Stellenmehrbedarf (2,0 Vollzeitstellen für beide Frauenhäuser zur Deckung der allerwichtigsten Beratungsbedarfe) berichtet. Die Kriterien für die Schaffung einer zusätzlichen Planstelle für das städtische Frauenhaus sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird diese Stelle deshalb nicht zur Schaffung vorschlagen. 

Weiter wird verwiesen auf GRDrs 1053 / 2009 der Sozialverwaltung. Sollte der Gemeinderat im Rahmen der Haushaltsberatungen 2010 / 2011 den unter Ziffer 1 dargestellten Erhöhungen der Tagessätze zustimmen, könnten die höheren Personalkosten gedeckt werden. Wie in dieser GRDrs  ausgeführt wird, bereitet die Verwaltung Anfang 2010 eine Vorlage zur Tagessatzerhöhung vor. 



	82
	75
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	386
	Frauenberatungsstellen

0,75 Stellen
	0,75
	
	Schaffung 0,5 Stelle zum Stellenplan 2010 beschlossen.

	83
	76
	CDU
	414
	Frauenberatungsstelle „Frauenfanal“

0,5 Stelle ( sowie 0,25 Stelle für  freien Träger)
	0,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 82

	84
	77
	SPD
	469
	Städtische Frauenberatungsstelle

0,4 Stelle (sowie 0,35 Stelle für freien Träger)
	0,40
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 82

	85
	78
	FDP
	494
	Frauenberatungsstelle „Frauenfanal“

0,5 Stelle ( sowie 0,25 Stelle für freien Träger)
	0,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 82

	86
	79
	SÖS / LINKE
	597
	Frauenberatungsstelle „Frauenfanal“

0,5 Stelle ( sowie 0,25 Stelle für freien Träger)
	0,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 82

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Bei den Anträgen geht es um eine Personalverstärkung der Frauenberatungsstelle (75 %; davon 50 % Planstelle für städtisches „FrauenFanal“ und 25 % für Frauen helfen Frauen e. V., Finanzierung durch die Stadtverwaltung). 

Mit GRDrs  309 / 2009 hat die Sozialverwaltung zum Stellenmehrbedarf (75 %-Kraft für die Frauenberatungsstellen aufgrund gestiegener Beratungsanfragen) berichtet. Die Kriterien für die Schaffung einer zusätzlichen 50 %-Stelle für die städtische Frauenberatungsstelle sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird diese Stelle deshalb nicht zur Schaffung vorschlagen.



	87
	80
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	386
	Fraueninterventionsstelle

1 Stelle
	1,00
	
	Schaffung 0,5 Stelle zum Stellenplan 2010 beschlossen.

	88
	81
	CDU
	414
	Fraueninterventionsstelle

1 Stelle (dabei 0,5 Stelle für freien Träger)
	0,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 87

	89
	82
	SPD
	469
	Fraueninterventionsstelle

1 Stelle (dabei 0,5 Stelle für freien Träger)
	0,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 87

	90
	83
	FDP
	494
	Fraueninterventionsstelle

1 Stelle
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 87

	91
	84
	SÖS / Linke
	597
	Fraueninterventionsstelle

1 Stelle
	1,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 87

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Bei den Anträgen geht es um eine Personalverstärkung der Fraueninterventionsstelle (100 %; davon 50 % Planstelle bei der Stadtverwaltung Stuttgart und 50 % bei Frauen helfen Frauen e. V., Finanzierung durch die Stadtverwaltung). 

Mit GRDrs  309 / 2009 hat die Sozialverwaltung zum Stellenmehrbedarf (100 %-Kraft für die Fraueninterventionsstelle) berichtet. Die Kriterien für die Schaffung einer zusätzlichen 50 %-Stelle für die städtische Fraueninterventionsstelle sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird diese Stelle deshalb nicht zur Schaffung vorschlagen.



	
	
	Jugendamt (ohne Kindertagesstätten)

	92
	85
	Verwaltungsvorschlag
	847
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Jugendamts 6,206 Stellen geschaffen, davon 1,0 Stelle mit dem Stellenvermerk „künftig wegfallend zum 31.12.2012“ (vgl. Anlage 5 bis 7) sowie Stellenvermerke an 0,3 Stellen geändert (vgl. Anlage 8).
	6,206

(0,30)
	
	Beschlossen

	93
	86
	HH-Vorlage
	974
	Frühe Förderung von Familien (GRDrs 592/2009 und HH-Vorlage 974/2009):

In der 1. Lesung wurde Ziffer 1 der HH-Vorlage 974/2009 beschlossen mit folgenden Stellen:

1. 5,0 Stellen (Sozialpädagogen, EG 10) für Hausbesuche zur Geburt durch die Beratungszentren

2. 1,0 Stelle (Sozialpädagoge, EG 9) und 0,5 Stelle Sekretariat (EG 3) zum Ausbau der bestehenden Elterninformation

3. 2,0 Stellen (Hebammen) zur flächendeckenden Einführung Familienhebamme für rund 90 Familien a 30 Stunden. Dies sind Sachkosten für freie Träger - keine Stellen!

4. 1,0 Stelle (Kinderkrankenschwester) beim Gesundheitsamt.
	5,00

1,50

--

1,00
	
	In 1. Lesung beschlossen.

	94
	87
	CDU
	413
	Initiative Z:

Weiterführung des Projekts, 0,5 Stelle für der Projektleitung
	0,50
	
	Antrag zurückgezogen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung schlägt vor, die Gewinnung und Vermittlung von Paten sowie die Begleitung der Patenschaftenn in die „Frühe Förderung“ im Rahmen der Hausbesuche bei Familien mit Neugeborenen zu integrieren („Hausbesuche bei Familien mit Neugeborenen´“). Dafür sind lediglich Sachkosten und keine Stellenanteile erforderlich (vgl GRDrs 1273/2009)



	95
	88
	SPD
	669

Ziffer 4
	Administrative Aufgabenerfüllung (Verwaltungsabteilung):

Zu den Stellenplananträgen lfd. Nr. 20-26 ist im Rahmen der Beratungen mündlich darzulegen, wie die Situation seitens der Fachverwaltung gesehen wird. Dabei erwarten wir eine Priorisierung der vorgelegten Schaffungsanträge.
	--
	
	Durch Vortrag erledigt.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vom Jugendamt wurde mit den Stellenplananträgen Nr. 20-26 folgendes beantragt:

Nr. 20 – 1,00 Stelle in EG 10 für Gemeinwesenarbeit –Referat SJG hat mit Mitteilungsvorlage 698/2009 und 637/2009 berichtet. Zudem wird auf GRDrs 1292 (Haushaltsvorlage zur 2. Lesung) verwiesen, die einen Stellenbedarf in Höhe von 2 x 0,25 Stellen für städtische Gemeinwesenarbeit in Botnang und Stöckach beinhaltet.

Nr. 21 – 1,25 Stellen in EG 10 für IuK-Sachbearbeitung

Nr. 22 – 1,00 Stelle in A11 für Datenschutz

Nr. 23 – 1,25 Stellen in A11 für Personalsachbearbeitung

Nr. 24 – 1,00 Stelle in A11 für Arbeitsschutz/betriebliche Gesundheitsförderung

Nr. 25 – 0,50 Stelle in EG 10 für Gebäudebedarfsplanung

Nr. 26 – 1,00 Stelle in A11 für Anlagenbuchhaltung – auf die GRDrs 857/2009 zur Anlagenrechnung wird hingewiesen

Im Vergleich zu anderen Ämtern ist die Verwaltungsabteilung des Jugendamts personell ausreichend ausgestattet. Die Kriterien für Schaffung zusätzlicher Planstellen sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird keine Stellen zur Schaffung vorschlagen.



	96
	89
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	386
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

13 Stellen für die Beratungszentren (ASD) und 3,5 Stellen für Olgahospital
	16,50
	
	Beschlossen

	97
	90
	CDU
	412
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

1 Stelle zur fachlichen Entwicklung und 1,0 Stelle für Olgahospital
	2,00
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 96

	98
	91
	SPD
	452
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

Die Verwaltung wird aufgefordert, darzulegen, wie sie den Pflichtauftrag des Kinderschutzes gem. § 8 STGB gewährleisten und umsetzen wird und welchen Stellenumfang sie dafür vorgesehen hat.


	
	
	---

	99
	92
	FDP
	493
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

13 Stellen für das Jugendamt und 3,5 Stellen für Olgahospital
	16,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 96

	100
	93
	Freie Wähler
	528
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

13 Stellen für das Jugendamt und 3,5 Stellen für Olgahospital
	16,50
	
	Erledigt durch lfd. Nr. 96

	101
	94
	SÖS / LINKE
	594
	Kinderschutz (GRDrs 174/2009)

1. 10 Stellen für die Erfüllung der Vorschriften des FamFG

2.  3 Stellen zur weiteren fachlichen Entwicklung des Kinderschutzes

3.  3 Stellen für die Vernetzungsarbeit der Krankenhäuser beim Jugendamt
4. 3,5 Stellen zur Verbesserung des Kinderschutzes im Olgahospital
	19,50
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Auf die Mitteilungsvorlage GRDrs 174/2009 wird hingewiesen. Die Aufgabe des Kinderschutzes wird durch den Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) wahrgenommen. 

Für den ASD wurden zum Stellenplan 2008 5,5 Planstellen geschaffen. Derzeit sind dem ASD 91 Planstellen zugeordnet. Mit der 1. Lesung zu den aktuellen Haushaltsplanberatungen wurden im Rahmen „Frühe Förderung von Familien“ bereits weitere 5 Planstellen beschlossen, so dass dem ASD zukünftig 96 Planstellen zugeordnet sind. Unter Berücksichtigung der aktuellen Haushaltslage schlägt die Verwaltung darüber hinaus keine weiteren Stellenschaffungen vor.



	102
	95
	Beschluss-vorlage
	358
	Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Württemberg (KiTaG) und Finanzausgleichgesetz (FAG), Förderung freier Träger
	1,15
	
	Schaffung 1,0 Stelle beschlossen unter der Voraussetzung, dass die Erhöhung der Gebühren gem. GRDrs 1408 beschlossen wird.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

In der GRDrs 358/2009 hat der Gemeinderat unter Beschlussziffer 6 von einem zusätzlichen Personalbedarf in Höhe von 1,6 Stellen Kenntnis genommen. Die Verwaltung schlägt jetzt die Schaffung von 0,5 Stellen vor (vgl. GRDrs 847/2009, Anl. 12). Dieser Stellenbedarf ist ausgelöst durch die Änderung des KiTaG (vgl. Seite 4 der ausführlichen Begründung zu Beschlussantrag 6).

Der weitere dort genannte Bedarf von 1,15 Stellen ist durch den Aufgabenzuwachs im Zusammenhang mit der quantitativen und qualitativen Entwicklung der Kindertagesbetreuung ausgelöst. Dieser Stellenbedarf wird von der Verwaltung aufgrund der defizitären Haushaltslage nicht zur Schaffung vorgeschlagen.



	
	
	Jugendamt - Kindertagesstätten

	103
	96
	Verwaltungsvorschlag
	847
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Jugendamts für den Bereich Kindertagesstätten 33,30 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 9) sowie Stellenvermerke an 2,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 10).
	33,30

(2,00)
	
	Beschlossen

	104
	96a
	Mitteilungs-vorlage
	675
	Entscheidung über den mit den Angebotsumstellungen und Angebotserweiterungen in bestehenden städtischen Kindertageseinrichtungen verbundenen zusätzlichen Personalbedarf entsprechend GRDrs 675, Anlage 4

=> insgesamt 40,7933 Stellen

davon

12,5771 Stellen in EG 8

16,2680 Stellen in EG 6

 8,4722 Stellen in EG 3

 2,6795 Stellen für hauswirtschaftliche Kräfte in EG 3 und

 0,7965 Stellen in EG 2Ü
	40,7933
	
	Beschlossen

	105
	97
	Jugendhilfeausschuss (12.10.2009)
	
	Erhöhung des Personalschlüssels:

Anpassung der Personalschlüssel aus dem Jahr 1999 aufgrund erweiterter Aufgabenprofile und des höheren Zeitbedarfs für die Fachkräfte (Einstein, Sprachförderprojekte, vorgezogene Einschulungsuntersuchung und daraus resultierende Fördermaßnahmen). Schaffung von 22 Stellen für Erzieher/-innen.
	22,00
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	106
	98
	SPD
	669

Ziffer 4
	Anpassung der Personalausstattungsrichtlinien

Wir bitten darzulegen, welcher Stellenbedarf zur Umsetzung des Einsteinkonzepts  zu welchem Zeitpunkt entsteht (wir gehen von einer konsequenten stufenweisen Vorgehensweise aus, die sich nach den Prioritäten des Sozialdatenatlas richtet).
	
	
	---

	107
	99
	Jugendhilfeausschuss (12.10.2009)
	
	Wenigstens 50% der Stellen, die durch Praktikanten im Anerkennungsjahr besetzt sind, werden nicht angerechnet. Bisher werden Praktikanten wie ausgelernte Fachkräfte vollständig auf den Personalschlüssel angerechnet.
	21,5
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 972/2009 zur 1. Lesung - auf die Mitteilungsvorlage 547/2009 der Fachverwaltung wird verwiesen. Vor einer Anpassung der Personalausstattungsrichtlinien empfiehlt die Verwaltung die Verhandlungen zwischen Land und Kommunalverbänden abzuwarten. 



	108
	100
	CDU
	409
	Bessere Personalausstattung in den Kitas in den Bereichen des Sozialdatenatlasses 6 + 7
	1,125
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 1016/2009 Top 1 zur 1. Lesung - In der Drucksache des Referats SJG wird dargestellt, dass es sich bei einer Verbesserung der Personalausstattung in den Kindertageseinrichtungen mit einem Anteil von mind. 50% bonuscardberechtigten Kindern um einen Personalmehrbedarf von 2,125 Stellen handelt. Davon entfallen auf die Bereiche des Sozialdatenatlasses 6 + 7 Planstellen im Umfang von 1,125. Die Kriterien für Schaffung zusätzlicher Planstellen sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird keine Stellen zur Schaffung vorschlagen.



	109
	101
	Jugendhilfeausschuss (12.10.2009)
	
	Springkraftstellen:

Schaffung von 16,90 Stellen für Erzieher/-innen als Springkraftstellen. Die vorhandenen 16 Springkraftstellen sind nicht auskömmlich, um die Ausfallzeiten – unter Berücksichtigung der Schließzeiten – abzudecken.
	16,90
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	110
	102
	CDU
	409
	Springkraftstellen:
17 weitere Springkraftstellen
	17,00
	
	Vgl. lfd. Nr. 109

	111
	103
	SPD
	451
	Springkraftstellen:
Für die Qualitäts- und Personalentwicklung werden zusätzlich 1 Mio. Euro eingestellt. Dieses Programm zur Qualitätsentwicklung umfasst eine Erhöhung der Springkraftstellen.
	??
	
	Vgl. lfd. Nr. 109

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Auf die Mitteilungsvorlage 547/2009 der Fachverwaltung wird verwiesen. Die Kriterien für Schaffung zusätzlicher Planstellen sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird keine Stellen zur Schaffung vorschlagen.(Die Schaffung von 17,00 Planstellen für Springkraftstellen verursacht Personalkosten in Höhe von 850.000 €)



	112
	104
	CDU
	409
	Sprachförderung in Kitas weiter ausbauen

1. bei Kitas mit mehr als 50% bilingualen Kindern, Ausbau auf alle Gruppen, Erhöhung Budget 40.000 Euro

2. bei Gruppen mit weniger als 50% bilingualen Kindern
- Gruppen mit mind. 6 Kindern 2.400 Euro
- Gruppen mit mind. 3 Kindern 2.000 Euro
	4,2
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	113
	105
	SPD
	451
	Sprachförderung in Kitas weiter ausbauen

In Einrichtungen mit einem überdurchschnittlichen Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund.
	
	
	Vgl. lfd. Nr. 112

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 963/2009 zur 1. Lesung - auf die Mitteilungsvorlage 692/2009 der Fachverwaltung wird verwiesen. Die vorhandenen Mittel reichen nicht aus, um die derzeitigen 469 Gruppen mit mindestens 50% bzw. mindestens 80% bilingualer Kinder (GRDrs 692/2009, Punkt 1) sowie den zusätzlichen Mittelbedarf aufgrund der vorgezogenen Schuluntersuchung (GRDrs 692/2009, Punkt 2) zu finanzieren. Der zusätzliche Finanzbedarf beläuft sich auf jährlich insgesamt 251.100 €. Davon entfallen 86.800 € auf die vorgezogene Schuluntersuchung bei städtischen und freien Trägern und 164.300 € auf Personalkosten für die Sprachförderung bei Gruppen des städtischen Trägers mit mind. 50% bilingualer Kinder (entspricht einem zusätzlichen Stellenbedarf von 4,2 Stellen in EG 6). Damit kann die Sprachförderung bei allen 469 Gruppen (Stand 2009) mit mind. 50% bilingualer Kinder durchgeführt werden. Je nach Beratungsergebnis wären entsprechend bis zu 4,2 Stellen in EG 6 zu schaffen.



	114
	106
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	385
	Ausbau von Zentren der frühen Bildung

Die 20 modellhaften Einrichtungen erhalten 10.000 € pro Jahr für Elternbildungsaktivitäten und zusätzlich weitere 10.000 € um die Personalausstattung den zusätzlichen Aufgaben anzupassen.
	4,0
	
	Entscheidung zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	115
	107
	SÖS / LINKE
	588
	Ausbau von Zentren der frühen Bildung

Die 20 Zentren in besonders belasteten Stadtgebieten erhalten einen Zuschlag von 20% beim Personalschlüssel.
	4,0
	
	Vgl. lfd. Nr. 114

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vgl. GRDrs 1016/2009 zur 1. Lesung - auf die Mitteilungsvorlagen 547/2009 und 700/2009 der Fachverwaltung wird verwiesen. Die GRDrs 700/2009 wurde von Seiten des Jugendamts mit der GRDrs 1016/2009 überarbeitet, so dass nunmehr nicht 20 modellhafte Einrichtungen sondern 12 Einrichtungen vom Jugendamt vorgeschlagen werden. Diese sollen jeweils mit einem Pauschalbetrag von 25.000 € bezuschusst bzw. bei städtischer Trägerschaft mit einer 0,4 Stelle in EG 9 ausgestattet werden.  Je nach Trägerschaft der Einrichtung entspricht dies bei freien Trägern einem Finanzbedarf von insgesamt max. 300.000 € oder einen max. Stellenbedarf beim städtischen Träger von 4,8 Stellen in EG 9. Die Verwaltung schlägt vor, abhängig vom Beratungsergebnis über die zur Verfügung gestellten Finanzmittel, im 1. Halbjahr 2010 dem Gemeinderat eine Liste der modellhaften Einrichtungen vorzulegen. Der Stellen-/Personalbedarf ist abhängig von der Trägerschaft der Einrichtungen. Die Verwaltung wird zu gegebener Zeit personalrelevante Beschlüsse im Gemeinderat beantragen.


	
	
	Gesundheitsamt

	116
	108
	Verwaltungsvorschlag
	847
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Gesundheitsamts 2,00 Stellen geschaffen (vgl. Anlage 11).
	2,00
	
	Beschlossen

	117
	---
	
	
	Aus der 2. Lesung Haushalt wurde in den Stellenplan verwiesen:
Schaffung von 1,0 Stelle in EG 9 für einen Logopäden und 0,5 Stelle in EG 9 für einen Ergotherapeuten zum Einsatz im Olgahospital.
	
	
	Beschlossen

	118
	109
	SÖS / LINKE
	596
	Beratung und Prävention für Prostituierte

Förderung einer Fachkraft aus dem Bereich Sozialarbeit zur Sicherstellung der Angebote an Migrantinnen, Ausbildung, Koordinierung im Umfang von jeweils 30.000 Euro für 2 Jahre.
	0,50
	
	Zurückgestellt bis zur GR Sitzung am 17.12.2009

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Durch Zusammenlegung der beiden bisherigen Anlaufstellen (La Strada und Cafe Strichpunkt ) wurde ein niederschwelliges, bedarfsorientiertes Präventionsangebot für männliche und weibliche Prostituierte eingerichtet. Die einmaligen Investitionskosten bei Einrichtung sowie die laufenden Mietkosten werden durch die Stadt getragen. Die Beratung erfolgt durch ehrenamtliche Berater-/innen und 2,75 Fachkräfte des Gesundheitsamts. Die Kriterien für die Schaffung einer zusätzlichen 50 %-Stelle für die Anlaufstelle sind nicht erfüllt. Die Verwaltung wird diese Stelle deshalb nicht zur Schaffung vorschlagen.



	119
	110
	CDU
	410
	Stuttgarter Weg Einschulungsuntersuchungen, GRDrs 483/2009

Die notwendigen Personal- und Sachmittel sind bereit zu stellen. (2,5 Stellen Arzt/Ärztin und 2,0 Stelle Sozialmedizinische Assistenten).
	4,50
	
	Der Verwaltungsvorschlag zur Schaffung von 2,0 Stellen wurde beschlossen (vgl. lfd. Nr. 116).
Die Entscheidung über darüber hinausgehende Stellenschaffungen wurde zurückgestellt, bis die künftigen Zuweisungen des Landes feststehen.

	120
	111
	SPD
	473
	Stuttgarter Weg Einschulungsuntersuchungen, GRDrs 483/2009

Die notwendigen zusätzlichen Stellen samt notwendiger Sachinvestitionen werden geschaffen.
	4,50
	
	Vgl. lfd. Nr. 119

	121
	112
	Freie Wähler
	534
	Stuttgarter Weg Einschulungsuntersuchungen, GRDrs 483/2009

Die in der Vorlage genannten 4,5 Stellen werden geschaffen (zusätzl. Sachmittel 108.000 Euro).
	4,50
	
	Vgl. lfd. Nr. 119

	122
	113
	SPD
	669

Ziffer 5
	Einschulungsuntersuchungen:

Für die wichtigen Einschulungsuntersuchungen sind für die "bessere Lösung" = Stuttgarter Weg = Untersuchung vor Ort in den Einrichtungen, insgesamt 4,5 Stellen (Ärzte und  Assistenten) notwendig. Aus Finanzgründen schlägt die Fachverwaltung vor, zunächst mit 2 Arztstellen und 1 sozialmed. Assistent eine nicht optimale, aber vertretbare Lösung anzugehen. Die von der Verwaltung vorgesehenen Stellen (1,5 Ärzte, 0,5 Assistent) reichen aber definitiv nicht aus. Wir beantragen, wie von der Fachverwaltung vorgeschlagen, zu beschließen.
	3,00
	
	Vgl. lfd. Nr. 119

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Mit GRDrs 483 / 2009 hat die Sozialverwaltung zum Stellenmehrbedarf in verschiedenen Varianten berichtet.

Der Verwaltungsvorschlag lautet auf Schaffung von 2,0 Stellen (vgl. Anlage 11 zu GRDrs 847/2009). Damit können die Einschulungsuntersuchungen dezentral in den Außenstellen des Gesundheitsamtes durchgeführt werden. Die Sprachstandsdiagnostik ist dann von der Einschulungsuntersuchung abgekoppelt. Dies hat sich in den letzten Monaten als machbar erwiesen. Dies entspricht immer noch dem „Stuttgarter Weg“ und bietet Vorteile gegenüber dem Landesweg.

Für die Einschulungsuntersuchung in den Kindertagesstätten wäre dagegen ein Personalmehrbedarf in Höhe von 4,5 Stellen erforderlich. Auch bei dieser Variante wäre die Sprachstandsdiagnostik von der Einschulungsuntersuchung abgekoppelt. Berichtigung: Bei dieser Variante erfolgt die Sprachstandsdiagnostik zusammen mit der Einschulungsuntersuchung, allerdings nur  in größeren Tagesstätten.
Bezüglich Vor- und Nachteile der Untersuchung in den Außenstellen des Gesundheitsamts bzw. in den Kindertagesstätten vgl. Anlage 5 der GRDrs 483/2009.



	123
	114
	SPD
	669

Ziffer 5
	Sozialplaner:

Wegen erheblicher Aufgabenzuwächse und Aufgabenausweitung in der planerischen Zuständigkeit des Gesundheitsamts ist diese halbe Stelle dringend erforderlich. Eine teilweise Kostenneutralität kann nach unserer Information durch Streichungen an anderer Stelle erreicht werden.
	0,50
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Durch Streichung an anderer Stelle könnte Kostenneutralität für die Schaffung von 0,3 Stellenanteilen erreicht werden. Die Verwaltung schlägt vor, die Entscheidung über die Schaffung gegen Streichung vorläufig zurückzustellen und die Gesundheitsplanung in die externe Untersuchung des Gesundheitsamts mit einzubeziehen.



	
	
	Geschäftskreis VI Referat Städtebau und Umwelt

	
	
	Amt für Umweltschutz

	124
	115
	Verwaltungsvorschlag
	850
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Amts für Umweltschutz 2,25 Stellen geschaffen, davon 2,0 Stellen mit Vermerk S 21 (vgl. Anlage 1 bis 3) sowie Stellenvermerke an 1,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 4).
	2,25

(1,00)
	
	beschlossen

	125
	116
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	379
	2 Stellen für Energiemanagement

Selbstfinanziert und kostenneutral (vgl. Antwort der Verwaltung auf Antrag 191/2009) – in der 2. Lesung reduziert auf 1 Stelle
	1,00
	
	beschlossen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Zum Ausbau der energetischen Betreuung städtischer Liegenschaften wurde von der Fachverwaltung zum Stellenplan 2010 die Schaffung einer zusätzlichen Stelle beantragt. Die Verwaltung hat sich darauf  verständigt, bei der Abteilung Energiewirtschaft des Amts für Umweltschutz zunächst 

· die Verlängerung der befristet eingerichteten Stelle für die Erstellung von Energieausweisen und für Energiemanagement um 2 Jahre (vgl. Anlage 4 zur GRDrs 850/2009) sowie 

· die Schaffung einer Stelle für die Energieberatung für städtebauliche Vorhaben auf S 21-Gebieten (u.a. städtische Bauvorhaben Bibliothek 21 auf dem Teilgebiet    A 1 und neues Schulzentrum auf dem Teilgebiet C 1) (vgl. Anlage 2 zu GRDrs 850/290) 

vorzuschlagen und abzuwarten, inwieweit mit diesen Stellen auch ein Ausweitung des bestehenden Energiemanagements für städtische Liegenschaften möglich ist.



	126
	117
	SÖS / LINKE
	577
	Aufbau eines Solarkatasters als neue Aufgabe, damit verbunden Zuweisung von Stellen für diese neue Aufgabe


	??
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Erweiterung des 3-D-Stadtmodells im Internet zur Abschätzung der Solarenergiepotentiale für einzelne Gebäude in Zusammenarbeit mit der Hochschule für Technik ohne zusätzliches Personal erfolgen kann.



	127
	118
	SPD
	669

Ziffer 6
	Organisationsuntersuchung:

Die OU ergab einen Mehrbedarf von 10,25 Stellen, (davon 4,5 befristet). Von der Verwaltung werden wegen der bekannten Finanzlage nur 2,75 Stellen (genau so viel, wie zur Deckung gestrichen werden können) zum Stellenplan 2010 beantragt. 
Der Gemeinderat muss entscheiden, welche Schlussfolgerungen er aus dem Gutachten ziehen will. Als Grundlage für den notwendigen Entscheidungsprozess während der Haushaltsplanberatungen beantragen wir, das Untersuchungsergebnis durch Beschluss zu akzeptieren und danach schnellstmöglich umzusetzen. Im Hinblick auf die Finanzlage erwarten wir einen Vorschlag der Fachverwaltung über ein stufenweises Vorgehen.
	
	
	Durch Stellungnahme der Verwaltung und mündlichen Vortrag erledigt.

	128
	118a
	SÖS / LINKE
	
	Für das Amt für Umweltschutz beantragen wir insgesamt 8,25 Stellen, davon 4 Stellen befristet, die als Ergebnis der Organisationsuntersuchung von 2009 (GRDrs 167/2009) einzurichten sind.


	8,25
	
	Im Umfang von 2,25 Stellen erledigt durch Verwaltungsvorschlag (lfd. Nr. 124) und 1,0 Stelle (lfd. Nr. 125).
Die restlichen Schaffungen wurden abgelehnt.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Das beim Amt für Umweltschutz durchgeführte Organisationsprojekt ergab einen Bedarf 

· für 9,25 neue – teilweise befristete – Stellen sowie

· zur Verlängerung einer befristeten, bis Ende 2009 eingerichteten Stelle um 2 Jahre.

Nachdem von der Fachverwaltung bis zum Abschluss der verwaltungsinternen Abstimmung der Stellenschaffungsvorschläge mit Ausnahme der 

· 0,25-Stelle für Haushaltsangelegenheiten 

keine Priorisierung vorgenommen wurde, wird nach verwaltungsinterner Abstimmung unter Berücksichtigung der Stellenschaffungskriterien (Kostenneutralität, neue Einrichtungen oder neue gesetzliche Aufgaben) zum Stellenplan 2010 

· die weitere Schaffung von 2 Stellen (1 x  Energieberatung S 21, 1 x Überwachung von Baumaßnahmen in Zusammenhang mit S 21 hinsichtlich des Grund- und Mineralwasserschutzes) sowie

· die Verlängerung der Stelle für die Erstellung von Energieausweisen und für Energiemanagement um 2 Jahre vorgeschlagen 

(s. Anlagen 1 bis 4 zur GRDrs 850/2009).



	
	
	Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung

	129
	119
	Verwaltungsvorschlag
	850
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Amts für Stadtplanung und Stadterneuerung Stellenvermerke an 1,0 Stellen geändert (vgl. Anlage 5 und 6)
	(1,00)
	
	Beschlossen

	130
	120
	Bündnis 90 / DIE GRÜNEN
	383
	Verstärkung der Abteilung Radverkehrsplanung

Zuordnung 1 Stelle des Tiefbauamts Abt. Straßenverkehrsplanung zur Radverkehrsplanung zur Aufstockung der direkt dem Radverkehr zugeordneten Stellen.
	
	
	Durch Stellungnahme der Verwaltung erledigt.

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Beim Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung stehen in der Abteilung Verkehrsplanung 2 Stellen ausschließlich für die Radverkehrsplanung zur Verfügung. Darüber hinaus wird von allen Verkehrsplanern bei Entwurfsplanungen das Thema Radverkehr berücksichtigt. Beim Tiefbauamt werden die Mitarbeiter/-innen für die Ausführungsplanungen von Straßen und Radwegen flexibel entsprechend den vorhandenen Investitionsmitteln, eingesetzt. Die Verwaltung geht zunächst davon aus, dass die Investitionsmittel, die für die Jahre 2010/2011 für den Radverkehr zur Verfügung gestellt werden, sowohl beim Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung als auch beim Tiefbauamt mit den vorhandenen Personalkapazitäten abgearbeitet werden können. 



	131
	121
	SPD
	460
	2 Stellen für Landschaftsplaner/-innen für die Bearbeitung von Eingriffsregelungen, Umweltprüfungen und Artenschutz.

Mit Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes hat sich das Natur-, Artenschutz- und Umweltrecht deutlich verschärft.
	2,00
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Von der Fachverwaltung wurden neben den 0,5 Stellenanteilen für die Grünplanung im Gebiet NeckarPark (s.u.) weitere 1,5 Stellen für Grün- und Landschaftsplaner/-innen beantragt. Aufgrund der defizitären Haushaltslage kann die Verwaltung lediglich solche Stellen zur Schaffung vorschlagen, die kostenneutral sind, die zum Betrieb von neuen Einrichtungen unerlässlich sind oder die zur Erfüllung neuer durch Gesetz übertragener Aufgaben zwingend erforderlich sind. Die Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz bedeuten zwar eine Arbeitsvermehrung, eine grundsätzlich neue Aufgabe wurde dadurch aber nicht übertragen.



	132
	122
	SPD
	669

Ziffer 7
	Neckarpark:

Für die Umsetzung des Konzepts zur Neuordnung des Neckarparks sind die notwendigen Arbeitskapazitäten erforderlich. Seitens der Fachverwaltung sind für den Stellenplan dafür 2,5 Stellen angemeldet, die nicht zur Schaffung vorgesehen sind. Als Entscheidungsgrundlage bitten wir um schriftliche Darlegung, zu welchem Zeitpunkt welche Stellenanteile zwingend erforderlich sind, damit eine Verzögerung des Projekts vermieden werden kann.
	
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Von der Fachverwaltung wurde für das Planungsgebiet NeckarPark ein befristeter zusätzlicher Stellenbedarf von insgesamt 2 Stellen geltend gemacht (1,0 Stadtplaner/-in für Koordinierungsaufgaben,  0,5 Grünplaner/-in für Umweltprüfungen, Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierungen sowie detaillierte Grünordungs- und –Gestaltungs-pläne, 0,5 Planungstechniker/-in für unterstützende Arbeiten der grafischen Aufbereitung aller Planungen, der 3 D-Visualisierung, zur Präsentation in den politischen Gremien bzw. in vorbereitenden Besprechungen und für die Ergebnisdokumentation). Alle Stellen waren zur Vorgriffsschaffung beantragt, da der Bedarf bereits im laufenden Jahr 2009 gesehen wurde. In der verwaltungsinternen Abstimmung wurde vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzsituation und der evtl. anderweitig freiwerdenden personellen Ressourcen, die sich durch den Aufschub und Wegfall von Planungsprojekten ergeben, von einem Stellenschaffungsvorschlag abgesehen. Beim Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung stehen insg. 41 Stellen für Stadtplaner/-innen und Verfahrensbetreuer/-innen (incl. Sachgebietsleitungen), 8,5 Stellen für Planungstechniker/-innen und 5 Stellen für Landschafts- und Grünplaner/-innen (incl. Sachgebietsleitung) zur Verfügung.



	
	
	Baurechtsamt

	133
	123
	Verwaltungsvorschlag
	850
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Baurechtsamts 1,0 Stellen mit Besetzungsvorbehalt geschaffen (vg. Anlage 7).

Besetzungsvorbehalt  wegen beabsichtigter Untersuchung Personalausstattung Baukontrolle im Rahmen HSK 2009.
Ergebnis 1. Lesung:

auf Untersuchung soll verzichtet werden.
Deshalb erforderlich:

Beschluss über Schaffung ohne Besetzungsvorbehalt.
	1,00
	
	beschlossen

	
	
	Geschäftskreis VII Technisches Referat

	
	
	Stadtmessungsamt

	134
	124
	Verwaltungsvorschlag
	851
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Stadtmessungsamts Stellenvermerke an 1,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 1).
	(1,00)
	
	beschlossen

	
	
	Hochbauamt

	135
	125
	Verwaltungsvorschlag
	851
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Hochbauamts 4,00 Stellen mit Stellenvermerk „künftig wegfallend zum 31.12.2011 geschaffen (vgl. Anlage 2) sowie Stellenvermerke an 2,00 Stellen geändert.
	4,00

(2,00)
	
	beschlossen

	136
	126
	SPD
	449
Ziffer 1 und 2
	Schulsanierungs- und Bauprogramm:

1. Für Sanierungen, Ersatz- und Ergänzungsbauten werden im Doppelhaushalt 2010/2011 zusätzlich 100 Mio Euro bereitgestellt.

2. Die Verwaltung stellt im Rahmen der 1., spätestens 2. Lesung dar, welcher Personalmehrbedarf zur Bearbeitung dieser Summe im Hochbauamt geschaffen werden muss
	
	
	Verwiesen in 3. Lesung

	137
	127
	SÖS / LINKE
	665
	300 Mio. Euro für Schulgebäude:

Beantragt wird die dazu nötige Verstärkung beim Hochbauamt.
	
	
	Verwiesen in 3. Lesung

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Siehe GRDrs. 980/2009, 1048/2009, 1320/2009 und 1325/2009 (HH-Vorlage Schulhaussanierungen zur 2. Lesung)

Die Verwaltung schlägt vor, abhängig vom Sachbeschluss über die zur Verfügung gestellte Investitionssumme, im 1. Halbjahr 2010 dem Gemeinderat eine Liste der vorrangig zu sanierenden Gebäude vorzulegen. Der Stellen-/Personalbedarf ist abhängig von den konkreten Objekten. Die Verwaltung wird deshalb ggf. nach Priorisierung der Gebäude personalrelevante Beschlüsse im Gemeinderat beantragen.

Zu berücksichtigen ist  außerdem, dass das Hochbauamt noch über  einen Überhang an 10,75 abzubauenden Stellen mit KW-Vermerk auf 01/2012 oder später verfügt, mit dem derzeit noch zusätzliche Auftragsvolumen aufgefangen werden können.



	
	
	Tiefbauamt

	
	128
	Verwaltungsvorschlag
	851
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Tiefbauamts Stellenvermerke an 4,00 Stellen geändert (vgl. Anlage 4 und 5).
	(4,00)
	
	beschlossen

	
	129
	SPD
	669

Ziffer 8
	Rosensteintunnel:

Der Gemeinderat hat inzwischen beschlossen, das Projekt Rosensteintunnel wie geplant weiterzuführen. Die Fachverwaltung hat zum Stellenplan dafür 1 Stelle für einen Bauingenieur beantragt, die von der Verwaltung bisher aber nicht zur Schaffung vorgesehen ist. Wir bitten darzulegen, wie die Verwaltung ohne diese Stelle zu verfahren gedenkt.
	
	
	abgelehnt

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzsituation, dem Wegfall von Projekten (z.B. Verzicht auf Kulturmeile) und der noch vorhandenen personellen Ressourcen, die aufgrund des Beschlusses zur Organisationsuntersuchung Bauverwaltung (GRDrs. 624/2005) sukzessive abgebaut werden müssen (rund 15 Stellen), schlägt die Verwaltung derzeit keine Stellenschaffung vor. 


	
	
	Garten-, Friedhofs- und Forstamt

	
	130
	Verwaltungsvorschlag
	851
	Zum Stellenplan 2010 werden im Teilstellenplan des Garten-, Friedhofs- und Forstamts 1,0 Stellen mit Stellenvermerk „künftig wegfallend zum 31.12.2012“ geschaffen (vgl. Anlage 6) sowie Stellenvermerke an 3,5 Stellen geändert (Anlage 7).
	1,00

(3,50)
	
	beschlossen

	
	131
	CDU
	443
	1. Das GFA berichtet über die Verfahrensstände in den verschiedenen Bereichen seiner Zuständigkeit.

2. Das GFA informiert, welcher personelle Aufwand nötig ist, um alle Projekte, die in Umsetzung sind bzw. noch kommen werden, pflichtgemäß zu begleiten.
	
	
	Durch GRDrs 1174/2009 erledigt.

	
	132
	SPD
	459
	Spielplätze:

1,0 Stelle in EG 12 für den Abbau der zahlreichen angesammelten Überstunden und zur Ermöglichung der Umsetzung der dringend gebotenen Vorhaben.
	1,00
	
	Antrag zurückgezogen

	
	
	Stellungnahme der Verwaltung:

Die Verwaltung schlägt keine Stellenschaffung vor. Die Kriterien für eine Stellenschaffung sind nicht erfüllt. Die Aufgabe ist vielmehr mit den vorhandenen Ressourcen zu bewältigen. Dem Garten-, Friedhofs- und Forstamt wurde zugestanden, 4,40 abzubauende Planstellen (Ergebnis der Organisationsuntersuchung Bauverwaltung) tatsächlich bis Ende 2013 zu bewirtschaften, auch wenn diese im Einzelfall früher frei werden sollten.

Die Zeitguthaben aller Mitarbeiter(innen) des Garten-, Friedhofs- und Forstamts bewegten sich im letzten Jahr ziemlich genau im Mittelwert aller städtischen Ämter. Insoweit ist dort keine besondere Situation gegeben.
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